Beschluss des Landesvorstands der FDP Baden-Württemberg vom 18.09.2004

OECD-Bildungsstudie nicht zerreden - Konsequenzen jetzt angehen!

Bildung ist zentrales Bürgerrecht und die soziale Frage des 21. Jahrhunderts. Bildung ist die Grundlage der Selbstentfaltung der Kräfte jedes einzelnen Menschen. Die persönliche Entwicklung, die gesellschaftliche Integration und die Chancen jedes Einzelnen auf dem Arbeitsmarkt sind abhängig von seinem Bildungsstand. Bildung eröffnet Lebensperspektiven und gibt zugleich die Mittel, sich bietende Chancen zu nutzen. 

Zugleich ist Bildung in unserem rohstoffarmen Land aber auch Grundlage der Entwicklung unserer Gesellschaft insgesamt und ein wichtiger Standortfaktor im internationalen Wettbewerb. Nur gut ausgebildete Menschen können den ständig wachsenden und sich verändernden Anforderungen der Wissens- und Informationsgesellschaft des 21. Jahrhunderts gerecht werden. Bildung ist aber auch Voraussetzung für die Entwicklung des Einzelnen zum mündigen und verantwortungsbewussten Bürger, der sich in die Gesellschaft einbringt. 

Erziehung, Bildung und Ausbildung zählen daher für die FDP zu den vorrangigen Aufgaben der Gesellschaft. Ausgaben in diesem Bereich sind Zukunftsinvestitionen, die individuelle Entwicklungsperspektiven eröffnen und die Innovationsfähigkeit unserer Gesellschaft erhalten. Hierzu ist ein Zusammenspiel von Familien, Bildungseinrichtungen und Staat erforderlich. Die FDP betont dabei die entscheidende Rolle der Familie bei der Erziehung junger Menschen, gleichzeitig bleibt Bildung für die FDP jedoch eine zentrale staatliche Aufgabe. 

Die neuerliche OECD-Studie „Bildung auf einen Blick“ hat gezeigt, dass Deutschland droht, in der Bildung den Anschluss an die entwickelten Industrienationen zu verlieren. Für die Lösung des Problems reicht es nicht aus, an einzelnen Stellschrauben zu drehen. Eine Vielzahl von Maßnahmen ist notwendig. 

Bildung hat Priorität

In vielen Teilen Deutschlands wird zu wenig in die Bildung investiert. Die OECD hat festgestellt, dass der Anteil der öffentlichen Bildungsausgaben an den öffentlichen Gesamtausgaben in Deutschland seit 1995 unverändert 9,7% beträgt. Das liegt deutlich unter dem Durchschnitt der OECD-Länder mit 12,7%. Vergleicht man die Bundesländer, so steht Baden-Württemberg mit 45,4% Anteil der Ausgaben für Bildung am Gesamthaushalt an der Spitze vor Bayern mit 43,95%. Baden-Württemberg wird - trotz der notwendigen Sparmaßnahmen in allen Ressorts - im Landeshaushalt weiter deutlich machen, dass Bildung Priorität hat. Eine wichtige Funktion im Bildungswesen kommt den Schulen in freier Trägerschaft sowohl in qualitativer als auch in finanzieller Hinsicht zu. Um mehr in die Bildung investieren zu können, fordert die FDP einen konsequenten Abbau der Subventionen. Nur durch die Umschichtung der Mittel kann trotz der notwendigen Sparanstrengungen das Niveau der Bildungsinvestitionen gehalten und mittelfristig ausgebaut werden. 

Länderkompetenz in der Bildung stärken – Bildungsstandards festlegen

Baden-Württemberg hat gemeinsam mit Bayern die besten Pisa-Noten erhalten. Das beweist, dass die Schulpolitik in der Verantwortung der Länder sehr gut aufgehoben ist. Die FDP will keine Vereinheitlichung und Nivellierung, sondern Freiheit in der Erprobung neuer Konzepte und den Wettbewerb der Bundesländer um die beste Bildungspolitik. Die Länderkompetenz in der Bildung muss deshalb weiter gestärkt und auch auf die Hochschulpolitik ausgedehnt werden. Die Kultusministerkonferenz ist abzuschaffen. Um Chancengleichheit in allen Ländern zu gewährleisten, müssen Bildungsstandards festgelegt werden. 

Früher fördern und fordern

Der im baden-württembergischen Kindergartengesetz verankerte Bildungs- und Erziehungsauftrag muss jetzt konsequent umgesetzt werden. Wissenschaftliche Forschungen haben gezeigt, dass gerade in den ersten Lebensjahren durch eine gute Förderung viel erreicht werden kann. Die FDP setzt sich deshalb für eine Aufwertung der pädagogischen Standards in Kindergärten ein. Begonnene Modelle sind flächendeckend auszubauen. Um Defizite in der Sprach- und Kommunikationsfähigkeit der Kinder rechtzeitig aufzufangen, setzt sich die FDP für eine intensivere Sprachförderung im Kindergarten ein. Durch gezielte Sprachtests müssen frühzeitig Defizite in der Sprachkompetenz erkannt und durch individuelle Maßnahmen behoben werden.

Gegliedertes Schulsystem beibehalten

Die FDP fordert, das gegliederte Schulsystem beizubehalten. Die Studie der OECD liefert keine Erkenntnisse, die das gegliederte Schulsystem in Frage stellen. Österreich belegt mit einem gegliederten Schulsystem einen der Spitzenplätze der Studie. Dennoch hat auch das gegliederte Schulsystem Nachteile, die wir diskutieren müssen. Es stellt sich die Frage, ob die Trennung der Schüler nach der vierten Klassen zu früh geschieht. Möglicherweise können durch eine längere gemeinsame Schulzeit der Kinder die Chancengleichheit am Start gestärkt sowie Defizite besser erkannt und Begabungen gefördert werden. Diese Diskussion muss endlich auch in Baden-Württemberg offen geführt werden.
